
Im Zuge der Novellierung des Zulassungsrechts durch Erlass der „Verord -
nung zur Neuordnung des Rechts der Zulassung von Fahrzeugen zum 
Straßenverkehr“1 trat die FZV zum 1.3.2007 in Kraft. 2011 wurde sie aufgrund 
bestehender formaler Rechtsfehler neu bekanntgemacht2 und in der Folge -
zeit mehrfach geändert. Die aktuelle „neue“ FZV wurde am 28.7.2023 im 
Bundesgesetzblatt3 veröffentlicht. Sie trat zum 1.9.2023 in Kraft. Der Artikel 
untersucht die zulassungsrechtlichen Auswirkungen des rechtswidrigen 
Inbetriebsetzens von Fahrzeugen mit unterschiedlichen Kennzeichen im 
Lichte der „neuen“ FZV. Die FZV sieht nämlich die Möglichkeit vor, neben dem 
Eurokennzeichen (§ 9 I FZV) besondere Kennzeichen (hier: Saisonkennzei-
chen § 10 III FZV) sowie solche zur zeitweiligen Teilnahme am Straßenverkehr 
(§§ 41-45 FZV: rote Kennzeichen, rote Oldtimerkennzeichen, Kurzzeitkennzei-
chen und Ausfuhrkennzeichen) zu verwenden. Die Inbetriebsetzung damit 
gekennzeichneter Fahrzeuge ist aber an die Einhaltung der damit einher-

gehenden gesetzlichen Beschränkungen gebunden. Zuwiderhandlun-
gen gegen diese Beschränkungen haben grundsätzlich eine Ordnungs-
widrigkeit (OWi) entgegen § 3 I FZV iVm § 77 Nr. 1 FZV zur Folge. In 

anderen Fällen hat der Verordnungsgeber aber auch Sondertatbestände 
geschaffen. Eine Systematik dahinter erschließt sich dem Verfasser nicht. 
Auch die Anbindung an die Sanktionsnorm des § 77 FZV und folgend an den 
BKat gelingt nicht immer. Davon handelt der vorliegende Artikel.   
Von Bernd Huppertz

Ordnungswidrigkeiten im 
Zusammenhang mit gesetz -
lichen Beschränkungen von 
Kfz-Kennzeichen im Lich -
te der „neuen“ FZV

Zulassung

Zentrale Vorschriften für den Betrieb eines 
Fahrzeugs im öffentlichen Straßenverkehr sind 

§ 1 I S. 2 StVG und § 3 I FZV. Danach darf ein 
Fahrzeug nur dann in Betrieb gesetzt werden, 
wenn es zum Verkehr zugelassen worden ist. Die 
Zulassung erfolgt formgebunden gemäß § 3 I 
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Satz 3 FZV durch Zuteilung eines Kennzeichens 
(§ 9 FZV), Abstempelung der Kennzeichenschil-
der (§ 12 III Satz 1 FZV) und Ausfertigung einer 
Zulassungsbescheinigung (§ 13 FZV).4

Der  Begriff  der  Zulassung  ist  nationalrechtlich 
nicht  legaldefiniert.  Die  amtliche  Begründung5 
zu § 3 FZV übernimmt wörtlich die Legaldefini-
tion  aus  Art.  2  der  Richtlinie  1999/37/EG6.  Dort 
heißt es:

„Die Zulassung ist die behördliche Genehmi-
gung für den Betrieb eines Fahrzeugs im Stra-
ßenverkehr  einschließlich  der  Identifizierung 
des Fahrzeugs und der Zuteilung einer als Zulas-
sungsnummer bezeichneten laufenden Num-
mer.“

Darauf stellt -zumeist in verkürzter Form- ganz 
mehrheitlich auch die Kommentarliteratur ab.7

Die Zuteilung des Kennzeichens dient der Iden-
tifizierung des Fahrzeugs auf der Straße sowie 
der  Registrierung  des  betreffenden  Fahrzeugs 
in  den  Registern/Dateien  von  Zulassungs-
stellen  und  dem  Kraftfahrt-Bundesamt 
(KBA).8

„Das zusätzliche Erfordernis der amtlichen Ab-
stempelung der Kennzeichenschilder ist [unions-
rechtlich  nicht  vorgeschrieben,  aber] eine in 
Deutschland traditionell seit Jahrzehnten vorhandene 
Eigenheit, die allerdings dem EU-Recht auch nicht zu-
widerläuft.“9 Erst mit der Anbringung der Stem-
pelplakette  ist  die  Zuteilung  des  Kennzeichens 
abgeschlossen,  das  Fahrzeug  also  zugelassen.10 
Dadurch wird das Kennzeichen zum amtlichen 
Kennzeichen  („amtliche  Kennzeichen  sind  mit 
einem  Dienstsiegel  versehene  Kennzeichen-
schilder“11) und zur öffentlichen Urkunde12.
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Am Rand des Saisonkennzeichens ist erkennbar, von wann bis wann dies gültig ist
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Der Zuteilung des amtlichen Kennzeichens folgt 
die Ausfertigung der Zulassungsbescheinigung 
(§ 13 FZV).

Zulassungsrechtliche Auswirkungen hat nur der 
Tatbestand des Inbetriebsetzens eines Fahr-
zeugs ohne vorherige Zuteilung eines amtlichen 
Kennzeichens und ohne Auftragen der Stempel-
plakette sowie ohne Ausfertigung einer Zulas-
sungsbescheinigung. Das stellt eine OWi iSd 

§  3  I 1 FZV iVm §  77 Nr.  1 FZV iVm §  24 
StVG dar. 

Ende der Zulassung

Mit Blick auf die hier in Rede stehende Proble-
matik ist allerdings die Frage, wann die Zulas-
sung eines Fahrzeugs endet, die interessantere.

Nach dem Grundsatz „einmal zugelassen, im-
mer zugelassen“ bleibt die Zulassung solange 
bestehen, bis das Fahrzeug nach „dem herkömm -
lichen Verfahren der Außerbetriebsetzung iSd § 14 I 
FZV formgebunden “13 außer Betrieb gesetzt wird. 
Dazu hat der Halter die Außerbetriebsetzung 
unter Vorlage des Teils I der Zulassungsbeschei-
nigung anzuzeigen und die Kennzeichen zur 
Entstempelung vorzulegen (§ 14 I S. 1 FZV). Die 
Außerbetriebsetzung des Fahrzeugs wird unter 
Angabe des Datums auf der Zulassungsbeschei-
nigung Teil I vermerkt (§ 14 I S. 4, 1. Hs. FZV). Da 
das Steuerrecht an die verkehrsrechtlichen Vor-

gaben anknüpft (§ 2 II Nr. 1 KraftStG)14, 
kann hierzu auch die Rechtsprechung des 
BFH15 herangezogen werden: Die Zulas-
sung eines Fahrzeugs 

„endet [kumulativ16] erst im Zeitpunkt der Au -
ßerbetriebsetzung, also in dem Moment, in dem 
einerseits der Vermerk über die Außerbetriebset -
zung in die Zulassungsbescheinigung aufgenom -
men wurde und andererseits die Kennzeichen 
entstempelt wurden.“

Die vorgelegten Unterlagen und die entstempel-
ten Kennzeichenschilder werden wieder ausge-
händigt (§ 14 I S. 4, 2. Hs. FZV), auch um eine 
Wiederzulassung zu ermöglichen (Zulassungs-
ruhe17).

Das Inbetriebsetzen eines Fahrzeugs nach des-
sen Außerbetriebsetzung („abgemeldetes Fahr-
zeug“) stellt dann ebenfalls eine OWi iSd § 3 I 
FZV dar.

Saisonkennzeichen

Der Begriff Zulassung und insbesondere deren 
Ende wurde auch im Zusammenhang mit Sai-
sonkennzeichen diskutiert. Bei der saisonal 
zeitlich befristeten Teilnahme am Straßenver-
kehr tritt an die Stelle des nach § 9 I FZV zuge-
teilten Kennzeichens das Saisonkennzeichen. 
Das Saisonkennzeichen ermöglicht dem Halter, 
die Zulassung des Fahrzeugs ohne Außerbe-
triebsetzung auf mindestens zwei bis höchstens 
elf Monate des Jahres zu beschränken. Das Fahr-
zeug ist dabei nicht nur vorübergehend für die 
den Betriebszeitraum umfassenden Monate, 
sondern auf Dauer zugelassen, allerdings mit 
der Besonderheit, dass es nur während des an-
gegebenen Betriebszeitraums auf öffentlichen 
Straßen in Betrieb genommen oder abgestellt 
werden darf18: 

„die Befugnis zum Betrieb des Fahrzeugs und 
nicht die Geltung der Zulassung ist zeitlich be -
fristet“19. 

Aus Gründen der Rechtsklarheit20 ist dazu der 

„vom Verordnungsgeber ursprünglich in § 23 Ib 
S.1 StVZO […] verwendete und zu Missverständ-
nissen Anlass gebende Begriff des Zulassungs-
zeitraums klarstellend durch den Begriff des Be-
triebszeitraums ersetzt worden “21.

Eine Verwendung des Fahrzeugs im öffentlichen 
Straßenverkehr außerhalb des Betriebszeit-
raums stellt daher keinen zulassungsrechtlichen 
Verstoß dar.22 Das Fahrzeug verfügt nämlich 
über amtliche Kennzeichen und eine Zulas-
sungsbescheinigung; diese Zulassung besteht 
auch außerhalb des Betriebszeitraumes (also 
auch während des jeweiligen negativen Be-
triebszeitraums23) weiter.24 

Allerdings hat der Verordnungsgeber hier einen 
Sondertatbestand geschaffen: Die widerrechtli-
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che Inbetriebnahme des Fahrzeugs im öffentli-
chen Straßenverkehr außerhalb des Betriebs-
zeitraums stellt eine OWi gemäß § 10 III S. 6 Nr. 
1 FZV iVm § 77 Nr. 1 FZV [Inbetriebnehmen] bzw. 
§ 10 III S. 6 Nr. 2 FZV iVm § 77 Nr. 9 FZV [Abstel-
len] dar. Diese ist nach Nr. 175a BKat mit einem 
Verwarnungsgeld bedroht.

Rote Kennzeichen

Die Vorschrift regelt die zeitweilige Verkehrs-
teilnahme ohne Zulassung und/oder ohne Typ- 
oder Einzelgenehmigung mittels roter Kennzei-
chen und eines besonderen Fahrzeugscheinheftes 
zur dauerhaften Verwendung für Prüfungs-, 
Probe- und Überführungsfahrten jeweils nach § 
41 I 1 FZV sowie Betriebsfähigkeitsfahrten iSd § 
41 I 2 FZV im Falle der sog.  Händlerkennzei-
chen.25

An die Stelle des üblicherweise nach §  9  I FZV 
zugeteilten Kennzeichens tritt das rote Kennzei-
chen entsprechend §  41  II FZV Anlage  4 Ab-
schnitt 1 und 7. Die Erkennungsnummer besteht 
nur aus Ziffern und beginnt mit „06“. An die 
Stelle der üblicherweise ausgefertigten Zulas-
sungsbescheinigung tritt das Fahrzeugschein-
heft für rote Kennzeichen nach § 41 II FZV Anla-
ge 13.

Das rote Kennzeichen darf nur für die Durch-
führung von Fahrten iSd § 41 I FZV mit einem im 
Fahrzeugscheinheft eingetragenen Fahrzeug 
verwendet werden. Wird das Fahrzeug nicht zu 
einem der privilegierten Zwecke verwendet, 
entfällt die Berechtigung, es mit roten Kennzei-
chen ohne Zulassung […] in Betrieb zu setzen.26

Bei zweckentfremdeter Benutzung liegt daher 
ein Zulassungsverstoß entgegen § 3 I FZV iVm § 
77 Nr. 1 FZV vor.27 Der Verordnungsgeber hat 
hier auf die Einführung eines Sondertatbestan-
des verzichtet.

Rote Oldtimerkennzeichen

Die Vorschrift regelt die Verkehrsteilnahme von 
Oldtimern (§ 2 Nr. 22 FZV) zu bestimmten Zwe-

cken ohne Zulassung und/oder ohne Typ- oder 
Einzelgenehmigung mittels roter Oldtimer-
kennzeichen (§ 43 I FZV).

Rote Oldtimerkennzeichen dürfen nur für die 
Teilnahme an sowie die An- und Abfahrt zu Old-
timerveranstaltungen verwendet werden. Auch 
Probe-, Überführungs- und Betriebsfähigkeits-
fahrten aus Anlass einer Oldtimerveranstaltung 
sind abgedeckt.

An die Stelle des üblicherweise nach § 9 
FZV zugeteilten Kennzeichens tritt das 
rote Oldtimerkennzeichen entsprechend 
§ 43 II FZV Anlage 4 Abschnitt 1 und 7. Die Er-
kennungsnummer besteht nur aus Ziffern und 
beginnt mit „07“.

Bei der hier in Rede stehenden zeitweiligen Teil-
nahme am Straßenverkehr tritt an die Stelle der 
üblicherweise ausgefertigten Zulassungsbe-
scheinigung das Fahrzeugscheinheft für rote 
Oldtimerkennzeichen nach Anlage  15 (§  43  II 
FZV iVm § 41 III FZV).

Ein Verstoß gegen § 43 I FZV (Benutzung von ro-
ten Oldtimerkennzeichen zu anderen als den 
privilegierten Zwecken) ist analog zu den roten 
Kennzeichen (§ 41 I FZV) als Inbetriebnahme 
ohne die nach § 3 I FZV iVm § 77 Nr. 1 FZV erfor-
derliche Zulassung ordnungswidrig. Der Ver-
ordnungsgeber hat auch hier auf die Einfüh-
rung eines Sondertatbestandes verzichtet. 
Dementsprechend führt § 77 FZV eine 
unzulässige Fahrt bei Verwendung von 
roten Oldtimerkennzeichen auch nicht 
als Tatbestand auf. 

Dennoch ist die unzulässige Fahrt als Verstoß 
entgegen § 77 Nr. 26 FZV im BKat unter Nr. 182 
aufgeführt. Das aber ist kann mit nachfolgender 
Begründung so nicht gelten: Gemäß § 77 Nr. 26 
FZV handelt ordnungswidrig, wer entgegen § 43 
II 1 FZV ein dort genanntes Kennzeichen ver-
wendet. Demgemäß ist für die Verwendung von 
roten Oldtimerkennzeichen § 41 II – VI FZV ent-
sprechend anzuwenden. In den nämlichen Ab-
sätzen ist die unzulässige Fahrt jedoch gar nicht 
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beschrieben. Die privilegierten Zwecke ergeben 
sich vielmehr aus § 41 I FZV. 

Kurzzeitkennzeichen

Die Vorschrift regelt die zeitweilige Verkehrs-
teilnahme ohne Zulassung und/oder ohne Typ- 
oder Einzelgenehmigung mittels Kurzzeitkenn-
zeichen und besonderer Fahrzeugscheine zur 
einmaligen Verwendung für Probe- und Über-

führungsfahrten. Betriebsfähigkeitsfahr-
ten sind über § 42 I S. 2 FZV iVm § 41 I 2 
FZV ebenfalls erfasst.

An die Stelle des üblicherweise nach §  9  I FZV 
zugeteilten Kennzeichens tritt das Kurzzeit-
kennzeichen entsprechend § 42 IV FZV Anlage 4 
Abschnitt 1 und 6. Die Erkennungsnummer be-
steht nur aus Ziffern und beginnt mit „03“ oder 
„04“.

An die Stelle der üblicherweise ausgefertigten 
Zulassungsbescheinigung tritt der besondere 
Fahrzeugschein für Fahrzeuge mit Kurzzeit-
kennzeichen nach § 42 V FZV Anlage 14.

„Die Benutzung von Kurzzeitkennzeichen zu anderen 
Zwecken als Probe- und Überführungsfahrten ist als 
Inbetriebnahme ohne die nach § 3 I FZV erforderliche 
Zulassung ordnungswidrig .“28 Der Entscheidung 
lag jedoch § 16 I FZV in der bis zum 31.3.2015 gel-
tenden Fassung (jetzt: § 42 III 1 FZV) zugrunde. 

Der Verordnungsgeber hat in der Folge 
hierzu Sondertatbestände nach § 42 FZV 
geschaffen. 

Die wohl am häufigsten anzutreffende 
OWi in diesem Zusammenhang ist die Zuwider-
handlung gegen § 42 IV S. 3 FZV iVm § 77 Nr. 1 
FZV (Inbetriebsetzung bei Überschreitung des 
Ablaufdatums). Die OWi ist nach Nr. 175a BKat 
mit einem Verwarnungsgeld bedroht.

Die Benutzung von Kurzzeitkennzeichen zu an-
deren Zwecken ist über § 42 III 1 Nr. 1 FZV iVm § 
42 I FZV iVm § 77 Nr. 26 FZV ordnungswidrig 
und nach Nr. 182 BKat ebenfalls mit einem Ver-
warnungsgeld bedroht.

Ausfuhrkennzeichen

Die Vorschrift regelt die zeitlich befristete Zu-
lassung mit Ausfuhrkennzeichen zum Zwecke 
der dauerhaften Verbringung des Fahrzeugs in 
einen anderen Staat.

An die Stelle des üblicherweise nach § 9 FZV zu-
geteilten Kennzeichens tritt das Ausfuhrkenn-
zeichen. Dabei handelt es sich um solche ent-
sprechend § 45 I FZV Anlage 4 Abschnitt 8. Die 
Erkennungsnummer besteht aus einer ein- bis 
vierstelligen Zahl und einem nachfolgenden 
Buchstaben (§ 45 I Nr. 3 FZV). Das Ablaufdatum 
ist auf dem roten Feld am rechten Rand des 
Schildes vermerkt. Dabei gibt die obere Zahl den 
Tag, die mittlere den Monat und die untere das 
Jahr des Endes der besonderen Zulassung in 
Deutschland an.29
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Ein Ausfuhrkennzeichen ist am roten Feld mit einem 
Ablaufdatum erkennbar
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Aufgrund  der  Formulierung  des  §  45  I  1  FZV 
(„Soll ein Kfz oder Anhänger mit eigener Trieb-
kraft dauerhaft in einen anderen Staat verbracht 
werden“)  besteht  keine  Verpflichtung  das  Fahr-
zeug tatsächlich auch dauerhaft in einen ande-
ren  Staat  zu  verbringen.  Die  Vorschrift  enthält 
insofern nur ein voluntatives Element. 

Die  Zulassungsbescheinigung  Teil  I  ist  auf  die 
Ausfuhr des Fahrzeugs zu beschränken und mit 
dem  Datum  des  Ablaufs  der  Gültigkeitsdauer 
der Zulassung zu versehen (§ 45 I Nr. 4 FZV); sie 
wird also sachlich und zeitlich beschränkt.

Allerdings hat der Verordnungsgeber hier einen 
Sondertatbestand  geschaffen:  Nach  Ablauf  der 
Gültigkeitsdauer  der  Zulassung  darf  das  Fahr-
zeug mit Ausfuhrkennzeichen von der das Fahr-
zeug führenden Person auf öffentlichen Straßen 
gemäß § 45 I 5 FZV nicht mehr in Betrieb gesetzt 
werden.  Die  Vorschrift  ist  jedoch  in  §  77  FZV 
nicht  ordnungswidrig  gestellt.  Allerdings  weist 
der BKat unter Nr. 175a die entsprechende OWi 
iVm § 77 I FZV falsch aus.

Fazit

Zulassungsrechtliche Auswirkungen hat nur der 
Tatbestand  des  Inbetriebsetzens  eines  Fahr-
zeugs ohne vorherige Zuteilung eines amtlichen 
Kennzeichens und ohne Auftragen der Stempel-
plakette  sowie  ohne  Ausfertigung  einer  Zulas-
sungsbescheinigung.  Das  stellt  eine  OWi  iSd 
§ 3 I 1 FZV iVm § 77 Nr. 1 FZV iVm § 24 StVG dar. 
Auch das Inbetriebsetzen eines Fahrzeugs nach 
dessen  Außerbetriebsetzung  („abgemeldetes 
Fahrzeug“) stellt eine OWi iSd § 3 I FZV dar.

Davon abweichend gilt:
Saisonkennzeichen: 
Die  Inbetriebnahme  des  Fahrzeugs  außerhalb 
des  Betriebszeitraums  stellt  eine  OWi  gemäß 
§ 10 III S. 6 FZV iVm § 77 Nr. 1, 9 FZV dar.

Rote Kennzeichen:
Bei zweckentfremdeter Benutzung liegt ein Zu-
lassungsverstoß entgegen § 3 I FZV iVm § 77 Nr. 
1 FZV vor.

Rote Oldtimerkennzeichen:
Die zweckentfremdete Benutzung ist analog zu 
den  roten  Kennzeichen  (§  41  I  FZV)  als  Inbe-
triebnahme ohne die nach § 3 I FZV iVm § 77 Nr. 
1 FZV erforderliche Zulassung ordnungswidrig. 

Dennoch  ist  die  unzulässige  Fahrt  als  Verstoß 
entgegen § 77 Nr. 26 FZV im BKat unter Nr. 182 
aufgeführt.

Kurzzeitkennzeichen:
Das  Inbetriebsetzen  bei  Überschreitung 
des Ablaufdatums stellt als Sondertatbe-
stand eine OWi entgegen § 42 IV S. 3 FZV 
iVm § 77 Nr. 1 FZV dar.

Die OWi ist nach Nr. 175a BKat mit einem Ver-
warnungsgeld bedroht.
Die Benutzung von Kurzzeitkennzeichen zu an-
deren Zwecken ist über § 42 III 1 Nr. 1 FZV iVm § 
42  I  FZV  iVm  §  77  Nr.  26  FZV  ordnungswidrig 
und nach Nr. 182 BKat ebenfalls mit einem Ver-
warnungsgeld bedroht.

Ausfuhrkennzeichen:
Nach Ablauf der Gültigkeitsdauer darf das Fahr-
zeug  mit  Ausfuhrkennzeichen  gemäß  §  45  I  5 
FZV nicht mehr in Betrieb gesetzt werden. Die 
Vorschrift ist jedoch in § 77 FZV nicht ordnungs-
widrig gestellt. Allerdings weist der BKat unter 
Nr. 175a die entsprechende OWi iVm § 77 I FZV 
falsch aus. §§

Der Autor: Polizeihauptkommissar a. 
D. Bernd Huppertz war bis 2008 beim 
Polizeipräsidium Köln im Verkehrsde
zernat tätig. Bis 2023 war er hauptamtlicher Do
zent an der Hochschule für Polizei […] Köln, wo er 
Verkehrsrecht unterrichtete. Seit 2023 ist er dort 
weiterhin als Lehrbeauftragter tätig. Darüber hi
naus ist er Autor zahlreicher Publikationen zum 
Straßenverkehrsrecht.
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